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Gmünder Erklärung zur Rettung von Menschen in Seenot 
 
Anlagen: 
 
Gmünder Erklärung zur Rettung von Menschen in Seenot 
 
 

 
Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat verabschiedet nachfolgende Erklärung zur Rettung von Menschen in 
Seenot und beauftragt die Verwaltung mit der Umsetzung. 
 
 
 

Sachverhalt und Antragsbegründung: 
 

1. Situation der Seenotrettung 
 
Die zentrale Mittelmeerroute von der libyschen Küste nach Italien ist noch immer die 
gefährlichste Flüchtlingsroute der Welt. Tausende von Menschen sterben jährlich durch 
Ertrinken auf der Flucht übers Mittelmeer. Nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der 
Vereinten Nationen (UNHCR) waren es 2017 3.139 und 2018 2.275 Menschen. Allein 
seit Jahresbeginn wurden über 669 Opfer gezählt. Die Dunkelziffer dürfte aber höher 
sein. 
 
Auch der deutsche Bundesinnenminister Horst Seehofer sieht Handlungsbedarf. Um die 
Verteilung ankommender Bootsflüchtlinge über das Mittelmeer zu beschleunigen, traf 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat die Entscheidung, künftig jeden 
vierten Flüchtling aufzunehmen, der in Italien ankommt. Nach Aussage von Bundesin-
nenminister Horst Seehofer ändere diese Entscheidung nichts an der bisherigen Quote 
an Flüchtlingen, die Deutschland aufnehme, aber man umgehe das „quälende Prozede-
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re“, jeden Flüchtling einzeln über die Europäische Union hinweg zu verteilen.  
 
Deutschland bestärkte seinen Einsatz für eine funktionierende Verteilung der ankom-
menden Bootsflüchtlinge bei einem Treffen der Innenminister am 23. September 2019 
in Malta. Gemeinsam mit Frankreich, Italien und Malta habe sich Deutschland auf eine 
Übergangslösung geeinigt.  
 
Mit der Gmünder Erklärung zur Rettung von Menschen in Seenot möchte die Stadt ihre 
Unterstützung einer praktikablen und funktionierenden Verteilung von Flüchtlingen 
über die Europäische Union hinweg zum Ausdruck bringen und ihre Bereitschaft doku-
mentieren, freiwillig weitere Flüchtlinge aufzunehmen, um der dramatischen Situation 
der Bootsflüchtlinge auf dem Mittelmeer entgegenzuwirken. Details der Verteilung sol-
len bei einem EU-Treffen am 8. Oktober 2019 festgelegt werden. Welche Staaten sich 
dann beteiligen könnten, ist jedoch noch ungewiss. Bundesinnenminister Horst Seehofer 
hofft auf „zwölf bis vierzehn Staaten“. 
 
 

2. Heimatnahe Flüchtlingshilfe 
 
Der Stadtverwaltung ist es in diesem Zusammenhang wichtig darauf hinzuweisen, dass 
das Retten von Geflüchteten, die auf dem Mittelmeer in Not geraten sind auch das Er-
gebnis einer verfehlten Entwicklung in den jeweiligen Herkunftsländern ist. Um langfris-
tig die Flucht über das Mittelmeer und damit das Ertrinken von Menschen im Mittelmeer 
zu verhindern, muss eine heimatnahe Flüchtlingshilfe stattfinden, die das Ziel einer 
nachhaltigen Entwicklung in den Herkunftsländern verfolgt und so Fluchtursachen be-
kämpft. Aus diesem Grund möchte die Stadtverwaltung auch ihr Engagement in Afrika 
verstärken. 
 
Auch der Gemeinderat hat die Einrichtung der Haushaltsstelle „Heimatnahe Flüchtlings-
hilfe“ unterstützt, um der Stadtverwaltung eigene Mittel für mögliche Aktivitäten zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) so-
wie die Stiftung Entwicklung-Zusammenarbeit Baden-Württemberg (SEZ) begrüßen aus-
drücklich eine Zusammenarbeit der Stadt Schwäbisch Gmünd mit einer Kommune in 
Afrika.  
 
Möglich wird ein verstärkter Fokus auf die Zusammenarbeit mit den Ländern des globa-
len Südens, und insbesondere auch Länder in Afrika, dank einer Förderung für eine Pro-
jektstelle des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 
Die Zusammenarbeit mit einer Kommune in Afrika soll in Zukunft von der neugeschaf-
fenen Projektstelle des „Koordinators für kommunale Entwicklungspolitik“ bearbeitet 
werden. 
 
Die Stadtverwaltung kommt zu gegebener Zeit mit einem Bericht und Beschlussvor-
schlag in dieser Sache auf den Gemeinderat zu. 
 
 
Um Zustimmung des Beschlussantrages wird gebeten.  
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